
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Die Übermacht der Konzerne beim Lobbying beschränken

Forderungen

•	•	 Unternehmen und Organisationen, die 
Lobbying gegenüber den EU-Institutionen 
betreiben, müssen sich verpflichtend in das 
EU-Transparenzregister eintragen. Derzeit erfolgt 
eine Eintragung nur auf freiwilliger Basis.

•	•	 Der Rat soll sich verpflichten, seine 
Lobbying-Termine offenzulegen und am EU-
Transparenzregister teilzunehmen. Derzeit sind 
nur die EU-Kommission und das EU-Parlament 
am Register beteiligt. 

•	•	 Die EU-Kommission muss für Ausgewogenheit 
bei Treffen mit Interessenvertreter:innen 
sorgen. Die derzeitige Praxis, 
Unternehmensvertreter:innen vorzuziehen, 
schwächt die Glaubwürdigkeit der EU-
Kommission in der Gesetzgebung. Die Anliegen 
der Beschäftigten, Verbraucher:innen und der 
Umwelt müssen mehr Gehör finden. 

•	•	 Auch bei der Besetzung von Kommissions-
Expert:innengruppen muss auf eine 
ausgewogene Vertretung aller involvierten 
Interessen geachtet werden. 

•	•	 Jobwechsel aus den EU-Institutionen in die 
Privatwirtschaft sollten einer unabhängigen 
Kontrolle unterzogen werden. Bei 
Interessenkonflikten soll eine Cooling off-Phase 
von drei Jahren eingeführt werden, bevor ein 
Wechsel möglich ist.

 

Hintergrund

Bei Terminen von EU-Vertreter:innen mit 
Lobbyist:innen ist eine deutliche Schieflage beim 
Verhältnis der Vertreter:innen der Wirtschaft 
versus Vertreter:innen von gesellschaftspolitischen 
Bereichen festzustellen. Beispielsweise bei KI-
Anwendungen hat die EU-Kommission in 86 % 
der Fälle BigTech-Konzerne getroffen. Selbst beim 
Grünen Deal hat die Kommission in 60 % der Fälle 
Unternehmensvertreter:innen getroffen. Die AK 
plädiert für eine ausgewogene Wahrnehmung von 
Terminen der EU-Institutionen mit Lobbyist:innen, 
die die Interessen aller Vertreter:innen 
gleichermaßen berücksichtigt.

AK FORDERUNGEN

Begründung und Argumente 

Es ist Aufgabe der EU-Politiker:innen, dem 
Gemeinwohl zu dienen. Das einseitige Verfolgen 
von Interessen, beispielsweise für bestimmte 
Wirtschaftsbereiche, schadet anderen Teilen 
der Gesellschaft und spielt populistischen 
Kräften in die Hände. Gerade nach Vorwürfen 
der Korruption, der Spionage für Drittländer und 
fliegenden Wechseln von EU-Jobs zu hochdotierten 
Posten in der Privatwirtschaft (in Bereichen, in 
denen die Entscheidungsträger:innen davor als 
Gesetzgeber fungierten), muss es Priorität sein, 
eine Ausgewogenheit bei den Terminen mit 
Interessenvertreter:innen sicherzustellen.

Die Lobbyingmacht der Konzerne

Gerade bei sehr großen Unternehmen zeigt sich der 
große Einfluss auf EU-Entscheidungsträger:innen. 
Beispielsweise haben Digitalkonzerne allein im 
Jahr 2022 rund 113 Mio € für Lobbying in Brüssel 
ausgegeben. Beim Rechtsakt zur künstlichen 
Intelligenz trafen die höchsten Vertreter:innen 
der Kommission in 73 % der Fälle Lobbyist:innen 
aus der Industrie, nur 11 % waren Termine mit der 
Zivilgesellschaft. 

Ungleiches Verhältnis

Laut EU-Transparenzregister kommen auf 
100 Wirtschaftsorganisationen, die Lobbying 
gegenüber EU-Entscheidungsträger:innen 
betreiben, nur 2 Arbeitnehmer:innenvertretungen. 
Die 30 Organisationen und Unternehmen mit den 
höchsten Lobbyingbudgets sind ausschließlich 
Wirtschaftsvertretungen.  

AK EUROPA

Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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